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Beilage zu Nr . s ? - er Karlsruher Zeitung .
Freitag , 2S . April 1882 .

Badischer Landtag.

-j-j- Karlsruhe , 24. Apr. Der vom Abg. Häusser in
der Zweiten Kammer erstattete KvmmissionSbericht über
den Gesetzentwurf , die bürgerliche Gleichstellungder Israeliten betreffend, lautet:

I . Der Gesetzentwurf , über welchen Ihre Kommission zu
berichten hat , soll eine Angelegenheit erledigen , die seit dem
Bestehen unserer Verfassung fast auf allen Landtagen zu ein¬
gehenden Verhandlungen geführt hat , ohne doch jemals zueinem abschließenden Ergebniß zu gelangen. Durch die tief-
eingreifenden Reformen, worüber dies Haus in der jüngsten
Zeit Berathung pflog , scheint um: der Augenblick gekommen,ein Verhältniß definitiv zu ordnen, das , wie sehr aucĥ die
Meinungen darüber auseinandergingen, doch von allen Sei¬
ten nur als ein provisorisches und durch vorübergehende Um¬
stände bedingtes anerMnt war .

Die israelitische Bevölkerung , um deren völlige bürgerliche
Gleichstellung es sich handelt , war zur Zeit der Bildung un¬
seres Großherzogthums bei uns in ähnlicher Weise vorhanden,wie in andern deutschen Ländern. Als Fremde ausgenommenund gegen Bezahlung eines Lesondern Schutzgcldes geduldet,waren die Juden gruppenweise über das Staatsgebiet ver¬
theilt und in der Regel am dichtesten dort vorhanden , wo die
kleinstaatlichen Territorien des alten Reichs es in ihrer finan¬
ziellen Bedrängniß rathsam gesunden hatten , sich an diesenremden Ansiedlern eine Quelle erhöhten Einkommenszu ver-
chaffen. Nicht Toleranz der Gesinnung, sondern überwiegenddas fiskalische Interesse hatte den in früheren Lagen schwer

Bedrückten und Verfolgten da und dort ein Asyl eröffnet . So
hat dies Jahrhundert die Israeliten fast allerwärts als eine
Erbschaft vergangener Zeit vorgefunden , deren anomale
Stellung mit dem Begriff und den Grundsätzen modernen
StaatSwesens in Einklang zu bringen chm überlassen war .Der unvergeßliche Gründer unferes Staates , Karl Frie¬
drich, faßte diese Angelegenheit in dem gleichen humanen und
freisinnigen Geiste auf, der alle seine Organisationen geleitet
hat; sein VI . Konstitutionsedikt vom 4. Juni 1808 erhob sie
(Ziffer 19) aus der Stellung leibeigener und erbpstichtigerLeute zu dem Rechte „ erdfreier Staatsbürger" uns verlieh
ihnen den Genuß aller der allgemeinen und staatsbürgerlichen
Rechte, welche rächt mach dem Konstitutionsedikt über die Kir¬
chenverfassung ausgenommen waren . Zwar sollten sie noch
zurZeit und so lange sie nicht im Allgemeinen eine zu gleicher
Nahrungsart und Arbeitsfähigkeit mit den christlichen Ein¬
wohnern hinreichende Bildung angenommen haben , an keinem
Ort zur Wohnung zugclassen werden , wo bisher noch keine
waren , es sei denn mit Einwilligung der Ortsgemeinde und
besonderer Erlaubniß des Regenten, und auch da, wo sie bis¬
her schon waren, sollten sie gleich andern zum Ortsbürgerrecht
nicht geeigneten Christen nur als Schutzbürger anerkannt
werden ; jedoch blieb es dem Regenten Vorbehalten , „ jeden,
welcher wegen der Bürgerrechtserfordernisseüberhaupt und
insbesondere wegen einer mit den Christen gleichförmigen
Nahrungsart sich ausweiset , gleich jetzt schon allda mit dem
Ortöbürgerrecht zu begnadigen .

"
Auch sollten sie neben den

Pflichten der Schutzbürgcr deren Rechte genießen und nach
gleichen Gesetzen leben wie die Christen , soweit nicht ihre Re¬
ligionsverfassung eine Ausnahme begründete . Ihr Bestreben ,eine bessere Bildung anzunehmen , sollte über die nach und nach
mögliche Erweiterung und völlige Ausgleichung ihrer Staats¬
bürgerrechte mit den ortsbürgerlichen entscheiden.Mit diesemEdikt, dann mit dem Gesetz vom 1 . Februar1809
und mit der Verordnung vom 4. Mai 1812 , wornach es
zweifellos festgestellt ward , daß selbst gegen den Willen der
Gemeinden die Bürgeranfnahme der Inden an solchenOrten,wo sie schon waren, durch die Behörde erfolgen , und sie eben
dadurch aller gemeindebürgerlichen Rechte theilhastig werden
konnten , mit diesen Gesetzenund Verordnungen war ein be¬
deutungsvoller Anfang gemacht, der israelitischen Bevölkerungin Baden einen wiewohl beschränktenRechtszustand zu schaffen,
dessen sie bis dahin völlig entbehrt hatte.

Unsere Verfassungsurkunde ging einen Schritt weiter. Sie
setzte fest , daß die staatsbürgerlichen Rechte der Badener in
jeder Hinsicht gleich sein sollten , wo nicht die Verfassung na¬
mentlich und ausdrücklich eine Ausnahme begründe : Eine
solche namentliche und ausdrückliche Ausnahme enthielt nurder 8- 37 , welcher den Eintritt in die Zweite Kammer voneinem der drei christlichenBekenntnisse abhängig macht ; denZutritt zu bürgerlichen und militärischen Stellen hat die Ver¬
fassung (H- 9) zwar nur den Angehörigen der christlichen Kon¬
fessionen in gleicher Weise gewährt, allein es enthält dieselbe
auch wieder keine Bestimmung , welche die Israeliten grund¬
sätzlich davon auSschlüfse . So galt es denn auch als auSge-
wacht, und einer unserer verdientesten Staatsmänner, LudwigWinter, hat es schon vor 25Jahren in diesem Hause ausdrück¬
lich ausgesprochen, daß der Großherzog durch die Verfassung
sucht behindert sei, Israeliten zu Stellen im bürgerlichen undun Kriegsdienst zu befördern .

laß gehabt, die Frage zu verhandeln . Allein damals bestand
As weiten der Landesvertretnng noch keine Neigung , jenem" dusche zu entsprechen. Sie klagte über den noch sehr
mangelhaften Unterricht der Jugend , woran theils die Ab¬
neigung der Israeliten selbst die Schuld trug , theils die
Schaurigkeit, der Jugend in christlichen Schulen Eintritt zu«erschaffen . Bald , hieß es , werde denselben wegen Mangel

an Raum , bald „wegen Unreinlichkeit" der Eintritt in die
christlichen Schulen versagt . Ihre eigenen Lehrer trieben
zum Theil noch Nothhandel und im Allgemeinen zeige sich mehrNeigung, diese Lebensthätigkeit zu wählen , als sich den: Hand¬werk zuzuwenden . Es ist darum auf dem Landtag von 1822
auch nur der Wunsch laut geworden : zu den nothwendig schei¬nenden Verbesserungen die zweckmäßigeEinleitung zu treffen.Auf dem Landtage von 1831, der für unser öffentliches Le¬ben so epochemachend war, ist natürlich die Frage der bürger¬lichen Gleichstellung der Juden nicht nnerörtert geblieben ; sieselbst gaben durch Petitionen, welche die völlige Emanzipationverlangten , dazu den Anlaß. Aber im Schoße der ZweitenKammer erhoben sich damals nur zwei Stimmen für die so¬fortige Gewährung der Bitte ; alle andern vereinigten sich zudem Gesuch, es möge die Negierung eine Versammlung von

Abgeordneten der Israeliten veranlassen und derselben die¬
jenigen Vorlagen machen , welche als zweckdienlich erschienen,„um sofort die der weiteren Civilisation der,Israeliten ent¬
gegenGehenden Hindernisse nach Thnnlichkcit zu beseitigen."Der vorgeschlagene Weg erwies sich nicht als praktisch ;weder die Regierung hatte besondere Neigung, denselben cin-
zuschlagen , noch hielten die Israeliten selbst die Berufungeines solchen Sanhedrin für zweckmäßig oder selbst fürzulässig.

Der Landtag von 1831 erwies sich aber auch in einerandern Richtung , der raschen Erfüllung der israelitischen Be¬
gehren nicht günstig . Von ihm ging der §. 54 (jetzt 58) des
Bürgcrrechtsgesetzes aus , welcher sowohl von diesem .Gesetzeselbst , als von der Gemeindcordnung bestimmte , daß sie aufdie Israeliten keine Anwendung finden , sondern die bisherbestehendenAnordnungen in Kraft bleiben sollten . DaS heißt,für die Israeliten blieb auch fernerhin das in den Geschenvon 1831 aufgehobene Verhältniß der Schutzbürger in Gel¬tung, und sie hatten an dem, aller: andern Staatsbürgern ein¬
geräumten Recht , für sich und ihre Kinder bürgerliche Auf¬nahme in jeder Gemeinde anzusprcchen, vorerst kernen Antheil.Es war in dieser Bestimmung insofern eine den Indenungünstige Beschränkung enthalten , als dadurch der Unter¬
schied zwischen ihnen und den christlichen Staatsbürgern da ,wo es sich um Aufnahme in die Gemeinde handelt, schärferwie zuvor betont wurde. Bis zur Gesetzgebung des Jahres1331 bestand in der Art derBürgerannahme kein wesentlicherUnterschied zwischen Christen und Juden ; für beide waren die
Regierungsbehördendie entscheidende Instanz; Leide konntenOrlsbürger oder Schutzbürgersein. Daö Bürgerrechtsgesetzvom Jahr 1831 wies nun im Allgemeinen die Ausnahme der
Bürger allein dem Gemeinderath und Bürgerausschuß zu(8 - 18) ; nur für die Israeliten hielt dasselbe Gesetz die bis¬
herigen Bestimmungen ausrecht. Das B . -R .-Gesetz ertheilte(8 - 20) jedem badischenStaatsbürger, welcher das 25 . Lebens¬
jahr zurückgelegt hat, das Recht, die bürgerliche Aufnahme in
jeder Gemeinde des Großherzogthnms für sich nrrd seine derGewalt noch nicht entlassenen Kinder zu verlangen, wenn erdie gesetzlichen Bedingungen erfülle ; die .Israeliten bliebendavon ausgenommen . Die Gemeindeordnung (H. 2) unddas Bürgerrechtsgesctz (§ . 93 ff.) hoben für die christliche Be- !
völkerung das Schutzbürgerthum auf, für die Israeliten bliebes bestehen.

Es war sehr begreiflich, daß von Seiten der Letzterenalsbald nach der Einführung der genannten Gesetze Wünschelaut wurden um Beseitigung dieser Unterschiede , zumal dadie Gesetzgeber von 1831 dem Prinzip einer allmäligen
Gleichstellung nicht entgegen waren , sondern , wie bereits die
Konstituttonsedikte , dieselbe mehr nur als eine Frage der
Zeit zu betrachten schienen .

Schon dem Landtage von 1833 wurden Petitionen um
völlige Gleichstellung vvrgelegt ; aber auch hier wurde die
Lösung der Frage vertagt, Die Kammer sprach zwar der:
Wunsch aus , daß die Emanzipation der Israeliten möglichstbald realisirt werden möge , aber sie bezeichnte als den Wegdazu jenen Beschluß von 1831 , ans den weder die Israelitenselbst noch die Regierung einzugehen geneigt war .Im Ganzen dieselbe Erscheinung wiederholte sich auf den
Landtagen von 1835,1837,1839 und 1842 ; jedes Mal er¬klärte sich die Mehrheit der Kämmer für jene aufschiebende
Behandlungsweise, wie sie in den Beschlüssen von 1831 vor¬
gezeichnet war. Nur in Einem trat eine leise , aber stetigeVeränderung ein ; die Anhänger der bürgerlichen Gleichstel¬lung der Israeliten waren im Zunehmen begriffen. In der
Regel schied sich schon die Kommission in eine Mehrheit und
Minderheit , und auf dem Landtage von 1839 war es sogardie Mehrheit, welche den Antrag ans alsbaldige Emanzipationstellte . Aber auch in der Versammlung selbst wuchsen jene2 Stimmen des Landtags von 1831 allmalig auf eine nichtunbeträchtliche Minderheit an ; dieselbe betrug schon 1833
vierzehn , 1835 neunzehn , 1837 zwanzig Stimmen .Der Landtag von 1845—46 entschied sich zuerst in seinerMehrheit für den Grundsatz der bürgerlichen Gleichstellung .Die damals eingegangenen Petitionen wurden am 21 . Au¬
gust 1846 mit 35 gegen 18 Stimmen empfehlend dem Lttaats -
ministerium überwiesen .Es kamen die Ereignisse des Jahres 1848 ; unter den
Wünschen , welche die 11. Kammer damals (2. März ) der
großh . Regierung fast einmüthig kundgab, befand sich auchder : daß alle Beschränkungen politischer Rechte , welche auf
konfessionellemGrunde beruhten , aufgehoben werden möchten.
Diesem Wunsche entsprach das Gesetz vom 17. Februar 1849,welches die politischeGleichberechtigung der Angehörigen aller
Religionen im Grundsatz anerkannte und den Jfraekiten so¬
wohl den Anspruch auf Staats - und Kriegsdienst , als die

bisher versagte Wählbarkeitin die Zweite Kammer gewährte.Zugleich sprach eine Staatsministerialentschließungvom 19.Februar 1849 sich dahin aus : daß durch dies Gesetz auch der8 - 13 der Gemeindeordnung von 1831, so weit er die israeli¬tischen Gemeindebürger von Bürgermeister - und Gemeinde -
rathsftelle « ausschlleße, seine Wirksamkeit verloren habe und
demgemäß der Verpflichtung und Diensteinweisung einesIsraeliten als gewählten Gemeinderathsmitglieds kein Hin¬derniß mehr entgegenstehe. Ein späteres Gesetz vom 25 .April 1851 hat diese Deutung ausdrücklich in die Gemeinde¬
ordnung eingeführt und den 8- 13 resp. 29 derselben demge¬mäß abgeändert.

So ist also bereits vor dreizehn Jahren der Grundsatz der
Gleichstellung der Israeliten von der Regierung und vonbeiden Kammern anerkannt worden ; nur übcrwog damals
noch , durch bekannte Vorgänge geweckt, die politische Erwä¬gung , es könne die sofortige und konsequente Durchführungdieses Grundsatzes bedenkliche Aufregungen unter der MasseHervorrufen. So ertheilte man den Israeliten zwar die po¬litischen Siechte unverkürzt , ließ aber die gemeindebürgerlichennoch m der Beschränkung sortbeftehen , die durch die Gesetzedes Jahres 1831 sanktionirt war.Das ist im gegenwärtigen Augenblick der Stand dieserAngelegenheit; die Israeliten sind aus zinspflichtigen Frem¬den erst erbfreie Staatsbürger geworden , dann haben sieeinen begrenzten Atttheil an den Rechten unserer Verfassungerhalten , hierauf wurden sie in allen politischen Rechten den
Christen gleichgestellt, konnten öffentliche Stellen im Zivil¬und Militärdienst erlangen , Gemeinderäthe , Bürgermeister,Abgeordnete werden , nur das Recht der Bürgeraufnahmeund des Lürgergenusses, wie es den übrigen Staatsbürgernzustehl , ist ihnen vorerst noch versagt geblieben. Vorerst noch,denn daß es auf die Dauer unthunlich sei , nachdem unsereGesetzgebung einmal diesen Weg eingeschlagen , ihnen dies
Letzte noch zu verweigern , das ist , vor dreizehn Jahren und
später, auch in diesem Hause laut und wiederholt anerkanntworden.

So auf dem Landtage von 1850— 51 , wo die Frage alsMotion behandelt ward , aber Air in der Zweiten Kammer
zur Erledigung kam ; damals wollte man abermals einenSchritt weiter gehen und nur in Betreff des Almendgenussesnoch eine Beschränkung bestehen lassen. So auf dem Land¬tag von 1859 —60 , wo die Frage zweimal in diesem Hauseverhandelt und lediglich aus Gründen der Opportunität nichtzur definitiven Lösung gebracht ward . Nachdem die Angele¬genheit erst aus Anlaß der eingegangenen Petitionen derIsraeliten auf die Tagesordnung gekommen , hierauf als Mo¬tto» in die Abtheilungen verwiesen worden war , beschloß nachwiederholter Berichterstattung des Abg. Schwarzmann dieKammer mit 40 gegen 15 Stimmen zwar die motivirte
Tagesordnung , aber nur „ im Hinblick auf die nahe bevor¬
stehende Aenderung im Gewerbewesen und die damit in Ver¬
bindung stehenden Bestimmungen über gewerbliche Nieder¬lassung."

Seitdem find die Gründe, auf welche sich damals die moti¬virte Tagesordnung stützte , wenn nicht beseitigt, doch ihre Be¬seitigung eingeleitet worden .
Die wichtigsten und am tiefsten eingreifenden Arbeiten, diebis jetzt diesen Landtag beschäftigt haben , bewegen sich um dieDurchführung der Gewerbefreiheit und der damit in untrenn¬barem Zusammenhang stehenden freien Niederlassung ; dieBerathungen , welche in diesem Hause über die betreffendenVorlagen der großh . Regierung gepflogen worden sind , ha¬ben sowohl die Grundsätze als deren wesentlichste Konsequenzenanerkannt ; es ist namentlich zu dem Gesetze , welches die

Freizügigkeitherstellt, eine Ausnahme bezüglich der Israelitenweder beschlossen, noch nur beantragt worden , so daß ohnein eine Inkonsequenz zu verfallen , die bisherige Gesetzgebung,so wie sie ist, nicht wohl erhalten werden kann.Das find wohl auch die bestimmenden Gründe gewesen,welche die großh. Regierung veranlaßt haben , mit der Erle¬
digung des seit einem Menschenalter bestehenden Provisoriumsnicht länger zu zögern . Der Gesetzentwurf vom 18. Januard. I - , dessen Berathung Ihnen vorliegt , stellt sich die Auf¬gabe , die früher erwähnten Bestimmungen des BürgerrechtS -
gesetzcs aufzuheben, um damit die völlige Gleichstellung derIsraeliten ins Leben zu führen .

Zur Erläuterung der Sachlage fügen wir einige statistischeNotizen über die israelitische Bevölkerung unseres Landes bei.Nach der neueste» Volkszählung beträgt die Seelenzahl des
Großherzogthums 1,369,291 Seelen ; darunter befinden sich24,099 Israeliten. Und zwar vertheilen sich dieselben nachden Landeskreisen in folgender Weise:

Seekreis : 198,160 Seelen . 1668 Israeliten .Oberrheinkreis : 345,913 „ 4387
Mittelrheinkreis : 469,782 „ 7184 "
UnkerrheinkreiS : 355,436 „ 10,880

"
Im Vrekreis ist demnach die israelitische Bevölkerung amschwächsten, im Unterrheinkreisam stärksten. Dazu kommtnoch, daß rm Seekreis ansehnlicheBezirke und fast alle Städteder israelitischen Bevölkerung ganz entbehren, dagegen beinahezwei Dritttheile der ganzen israelitischen Bewohnerschaft aufeinen einzigen Ort fallen ; Gailingen nämlich zählt unter1964 Einwohnern 975 Israeliten . Im OberrheinkreiS exi-stiren gleichfalls umfaffeirde Bezirke ohne israelitische Bevölke¬

rung , und es konzentrirtsich dieselbe auch hier auf eine AnzahlOrte. Vor Allem nimmt hier Schmieheim fast die gleicheStelle ein, wie dort Gailingen ; unter 1230Seelen zählt das¬selbe 566 Israeliten. Ihm zunächst stehen Sulzburg (1247S . 4011 .) , Altbreisach (3167 S . 5111 .), Müllhelm (289A



S . 418 I .) , dann .nippenheim ( 1930 S . 247 I .) und Em¬

mendingen ( 2170 S . 208 Israel .) .
Im Mittelrheinkreis smd >.hauptiä <M ) zu ermähne, :

Bühl : .. - 2817 derlei, . 280 Maeliten .

EyMgev ^ 3147 „ 1L6 „
Bremen : 3206 „ 150 „
Bruchsal : 8270 „ 325 „
Karlsruhe : 27,103 „ 1080 „

In den übrigen Orten ist das Verhältnis , ein ungleich

geringeres .
Am weitesten über das ganze Land vertheilt sind die J,rae -

liten im Unterrhciukrcis . Dort sind der Bezirke und Ort¬

schaften mir wenige , die keine oder eine geringe israelitische
Bevölkerung haben ; dagegen zählen die zivri größten Städte

Mannnheim ( 27,172 S . 1041 I .) und Heidelberg ( 16,28ä
S . 386 I .) allein nicht viel weniger Israeliten , als der ganze
SeekreiS .

II . Sobald der Entschluß der Regierung , die letzten Be¬

schränkungen zu beseitigen , in die Oesseirttichkeit gedrungen
war , wurde dagegen eiue Petitionsbewegung ins Werk gesetzt .
Ein stthographirtes Formular ward von unbekannter . Hand
an alle Gemeinden des Landes versendet und darin zum Wi¬

derstand gegen die bürgerliche Gleichstellung der J, «ven ans -

gefordert . Diese Anregung ist nicht ohne Erfolg geblieben .
Es sind bei der Zweiten Kammer 194 Petitionen mit nahezu
18,100 Unterschriften cingekommen ; darunter 14 selbständig

abgefaßte , alle übrigen Unterzeichnungen des lithograpyirten

Formulars . Bon diesen Petitionen fallen 46 ans den See -

kreis , 80 ans den Oberrheinkreiö , 2 ? aus den Mittelrheinkreis
und 41 auf den Unterrheinkreiö . I » Betreff dev angegebenen

Zahl der Unterschriften ist noch zu berücksichtigen , daß bei

vielen Petitionen nur der Gemeinderath und BürgerauSschnß
im Namen der Gesammtgemeiude unterzeichnet haben . Die

östliche Vertheilung der Petitionsbewegung ist im Uebrigen
eine ungleiche ; aus den Aemtern Radolfzell , Ettenheim , Frei¬

burg , Keuzingen . Staufen , Waldöhnt . Bruchsal , Krantheim ,
Wicsloch hat sich eine sehr namhaste Zahl von Gemeinden be-

theitigt ; in andern Bezirken , auch solchen , in denen Israeliten

ansäßig sind , haben dagegen nur wenige Gemeinden Petitionen

eingeseudet ; auö 13 Amtsbezirken , von denen der größere
Lheil dem Mittelrheiukreiö angehört , ist gar keilte Petition

eingereicht worden . Von den Städte » des Landes hat sich
nur ungefähr ein halbes Dutzend der kleinere » der Bewegung
angeschlosscn ; die größeren und namhafteren haben sich mit

wenigen Ausnahmen ferugehalten .
Im Allgemeinen koustatircn wir zunächst die erfreuliche

Thatsache , daß auch dieser Akt der Opposition gegen einen

wichtigen Schritt der Regierung in Form und Don nichts

weniger als feindselig gegen dieselbe auflritt . Die ungenann¬
ten Verfasser der Petition führen siel) als . Regierungsfreunde "

ein , sie sühmcu die „weis » Näthc " der Kroue ; auch sie sind

für den „ vernünftigen Fortschritt
" und verweisen mit Stolz

auf den „ ruhmbedeckte » Landtag von 1831 " . Einzelnen pe -

titionircudcn Gemeinden hat dies nicht genügt ; dieselben haben
geraubt , noch ausdrücklich die Versicherung hinzusügen zu
müssen , daß sie weit entfernt seien , der gegenwärtigen Regie¬

rung gcgenübertreten zu wollen .
Die Gründe , woraus die Petenten sich stützen , sind im We¬

sentlichen dieselben wie die , welche auf dem Landtag 1831 von

den Gegnern der bürgerlichen Gleichstellung erhoben worden

sind ; auch trifft das Petitum mit demKammerbeschluffe jenes

Jahres zusammen . Die Petenteil verlangen , daß „ 1) ein

Gesetz zu Staude komme , wodurch der Nochhaudel aufgehoben
'
werde ; 2 ) daß bis zur Hinwcgräumung der vom Landtage
1831 erkannten Hindernisse durch die Juden selbst — von
einer völligen Gleichstellung für jetzt Umgang zu nehmen sei .

"

Die „ Hindernisse
"

, auf welche dies Gesuch sich stützt , sind :

u) Absonderung der Israeliten in Sitten und Gebräuchen
von den Völkern , unter welchen sie leben ^

d ) ihreZeremouialgesetze , «vetche die Speisen der Christen

für unrein erklären und die Feier des Sabbaths auf den

Samstag feststtzeu , also die bürgerliche Ordnung stören und

die Ausübung der Gewerbe hemmen ;
e) der Talmud , heißt es ferner , erlaubt den Juden , Wucher

zu treiben und die Christel : zu betrügen . Diese unreiue Mo¬

ral wird fejtgehalten durch die Regierungsgewalt der Rab¬
biner . Die Erwartung , daß der Messias kommeil werde , nicht
als religiöses Oberhaupt allein , soudern als weltlicher Be¬

freier vom Joche der Christen , NM den : auserwählten Volke
die ihm gebührende Herrschaft zu verschaffen , sind , nicht ge¬
eignet , den Juden Liebe zu dem lande cinzuflvßen , in welchem
sie leben , daö sie aber immer noch nicht als ihr Vaterland

betrachten .
Diese Gründe sind von sehr ungleichem Gewicht . Die Ab¬

sonderung in Sillen und Gebräuchen , von der wir nicht unter¬

suchen wollen „ ob sie mehr dem zähen Racengeist der Juden
oder der Abwehr der Christen zuzmechncn ist , kann im gesell¬
schaftlichen Leben ' störend und unbequem sein ; sie wird aber ,
so tanze die Israeliten ihre Wichte » gegen den Staat und

dessen Gesetze erfüllen , niemals ein zureichender Grund sein ,
die sich Ahsonderuden von bürgerlichen und politischen Rech teil

anszWhließen . Die Gebräuche der Inden in Betreff ihrer
Nahrung und des Sabbaths sind ohne Zweifel eines der vielen

Hindernisse sozialer Aunähcruug von Christen und Juden ;
allein so weit dieselben auf religiösen Satzungeil und Ueber -

lieserungeu beruhen , wirb gegen sie ein berechtigter Vorwurf
weder vom Standpunkt der DuldMg überhaupt , noch speziell
vom Bohen unserer . bisherigen Gesetzgebung ans zn erheben
sein . Unsere Gesetzgebung hat seit mehr als einem halben
Jahrhundert sich stets bemüht , in das Gebiet der Anschauungen
und Gebräuche , die auf religiösem Grunde ruhen , so wenig wie

möglich einzugreisrn ; sie hat noch in dem denkwürdigen Ge¬

setz vom Oktober 1860 ausdrücklich den Grundsatz ausgestellt ,
daß jede Bildung religiöser Vereine gestattet sei , so lange

„deren Verfassung « nd Bekenntmß den Staatsgesetzen und
der Sittlichkeit nicht widersprechen .

" Daß aber die Sabbaths -

feier oder die jüdischen Anschauungen von reiner » nd unreiner

Speise einen ivlcyen Widerspruch enthielten , das ist im «Finne
nie behauptet , geschweige denn bewiesen worden .

(gewichtiger lautet der in drittenStellL , yrho ^ nc Vorwurf
von her Moral des Talmud : der WDiermmsUwalt der Rah - f
Killer ußdtzÄ Art von MGiaHlauben ,

" ilvn Inden hul¬
digen sollen . Denn dadurch würde eben der Grundsatz ver¬
letzt , von dem unstre Gesetzgebung jeder religiösen Genossen¬
schaft gegenüber ausgeht .

So hä »lfig nun gerade dieser Punkt schon in diesem Hause
und außerhalb desselben erörtert worden ist , so kann sich Ihre
Kommission der Aufgabe , ihn wenigstens in Kürze zu erör¬
tern , doch nicht entziehen .

Der Talmud ist eint buntt Sammlung von mündlichen
Ueberlieferungcn , welche das . geschriebene Gesetz , die Bücher
Moses , erläutern und ergänzen sollen , ein Werk , an welchem
mit Einschluß der Mijchnah nahezu ein halbes Jahrtausend
gearbeitet worden , und welches zum Theil in der Zeit , härtester
Verfolgungen der Juden entstanden ist . Nicht Alle , die daran
arbeiteten , waren vom gleichen Geiste erfüllt , oder ginge » von
denselben Uebcrtiefenlugcn aus ; Zeiten , Umstände und An¬
schauungen hielten sie zum Theil weit auseinander , daher die
vielfachen Widersprüche , die gegenseitigen Widerlegungen , an
denen der Talmud keinen Mangel hat . Auch dem Stoffe «lach
ist diese Sammlung sehr ungleich und mannigfaltig ; neben
Erläuterungen mosaischer Gesetze und Lehren finden sich
darin Legenden , Sagen von bösen Geistern , medizinische
Vorschriften , vrientalifche Lascivitätcn , an die im Ganzen und
Einzelnen zu glauben sich auch der orthodoxeste Bekenner der
mosaischen Lehre jetzt nicht mehr versucht fühlt . Der Talmud
ist ein Bergwerk , in dem cS nicht an kostbaren Edelsteinen fehlt ,
das aber auch uuuütze Schlacken genug zu Tage fördert . Das
Werk der Wissenschaft ist eS , den Läuterungsprozeß vorzuneh -
mcn und DaS kritisch zu sondern , was echte mosaische Lehre
und was spätere Zuthat ist . Es ist bekannt , daß in dieser
Richtung namentlich seit den letzten dreißig Jahren viel ge¬
schehen ist .

' Die Autorität deö Talmud wird durch die Rab -
binen nicht mehr unbedingt festgchatten ; selbst an Mittelpunk¬
te» des orthodoxen Judcnthums , z . V . in Leinberg , ist der
Satz auSgeiprochen Worden , daß der Talmud nicht als Offen¬
barung gelten könne , vielmehr die darin enthaltenen Aus¬
sprüche wesentlich nur den Werth subjektiver Meinungen
hätten . Auch unter den badischen Rabbinen wird diese An¬
sicht mindestens als die vorwiegende zu betrachten sein . Wenn
wir daneben im Einzelnen vielfach die Wahrnehmung machen
können , daß unter den Juden dst frühere Strenge in Be¬
obachtung der Säbbathseier oder der Wahl der Speisen
nachgelassen hat und wenigstens in den Städten der Kauf¬
mann , der Arzt , der Rechtsanwalt sich Ausnahmen davon ge¬
stattet , so wird wohl auch dies als ein Beweis betrachtet wer¬
den dürfen , daß die früher giltigcn Ansichten erschüttert sind
— zum Theil wenigstens , weit die frühere Härte der Behand¬
lung der Juden aufgchört hat . Im Talmud selbst sind über
diese wie über andere tiefer eingreifende Fragen abweichende
Meinungen ausgestellt . Es finden sich dort >u der That Aus¬
sprüche , wornach dem Juden gestattet ist, Nichtjuden wie eiyen
Feind zu betrachten und zu behandeln , gegen ihn die gewöhn¬
lichen Regeln des Rechts und der Billigkeit aus den Augen zu
setzen ; sie stammen zum Thekl ans Zeiten , wo gegen die jü -

dffchc Bevölkerung der volle Kriegszustand von der herrschen¬
den Gesellschaft verhängt war , wo mail ihre Synagogen zer¬
störte , die Männer nach grausamen Foltern hinrichtete , die
Frauen schändete , die Kinder als Sklaven verkaufte , Derselbe
Talmud enthält aber auch ganzentgcgengesetzte Lehren . Rabbi
Samuel , ein berühmter Gesetzeskundiger des dritten Jahrhun¬
derts , hat entschieden , daß in allen Fragen über Mein und
Dein die Inden sich nicht nach dem jüdischen Gesetze , sondern
nach dem Landrecht zu richten haben . Rabbi Abbajah , einer
der gelehrtesten Talmudisten des vierten Jahrhunderts , lehrt :

„ Der Mensch biete seinen ganzen Verstand aus , um in Got¬
tesfurcht zu »vandelü ; er skl sanft in Reden und friedfertig im
Verkehr , mit Brüdern , mit Verwandten und Jedermann , auch
mit Nrchtjnden , fix daß er geliebt werde dort oben und mohl -

gelitten sei hieniedcn , und alle Welt ihm freundlich cntgegen -
komme .

" Spätere Rabbinen , die aus dein Talmud ein ge¬
ordnetes Lehrgebäude herstellten , habeil diese 'Anschauung wei¬
ter ausgebitdet . So MaimonideS , eine der ersten jüdischen
Autoritäten des zwölften Jahrhunderts , wenn er sagt :

„ Wer seinem Gefährten , oder auch einem Nichtjuden
schlecht wiegt oder mißt , Übertritt das mosaische Verbot : „ Du
sollst kein Unrecht begehen in Maß und Gewicht .

" Im
Ehvschen Mischpat , dem jüdischen Gesetzbuch ,

'
das bei den

orthodoxesten Rabbinen in höchstem Ansehen steht , liest mau :

„ Es ist verboten , beim Einkauf oder Verkauf selbst ciilen
Götzendiener zn betrügen .

" Aehnlich verhält es sich mit dem
Wucher . Für das Wort selbst gibt es im Hebräischen keinen
Ausdruck , wohl aber verbietet das mosaische Gesetz überhaupt ,
jeden änch noch so geringen Zins vom Juden zu nehmen . Wie
hoch derselbe von Nichtjuden genommen werden dürfe , darüber
soll das Landrecht entscheiden . Ja es findet sich iin Talmyd
die Ansicht ausgesprochen , daß es etwas Verdienstliches sei,
auch voll Nichtzudeu keinen ZinS zu nchiilen . „ Wer dies
thnt , heißt eS , zählt zn den Frommen , von denen Psalm XV .
2 spricht .

"

Im äußersten Falle stehen sich also im Talmud Ansichten
von sehr verschiedenem Werth gegenüber ; daß aber die neuere
Wissenschaft der Rabbinen sich der reineren und geläuterten
Auffassung zugewend et hat , fit nicht zweifelhaft , mag nun die
Einwirkung des Chriftenthums , die Milderung ihrer äußeren
Verhältnisse , oder die eigene innert Entwickelung des Juden -
thumö mehr dazu bcigelragen habe » . Daß die badischen
Rabbinen Anderes und Schlimmeres lehrten , ist niemals be¬
hauptet worden . Ihre Lehrbücher sind der Einsicht der christ¬
lichen Staatsbehörden zugänglich , ihre religiösen Reden gleich¬
falls ; die Schulen der Juden sind der Staatsaufsicht , wie die
andern unterstellt . Wenn also in der That hier eine „ unreine
Moral " gepredigt würde , der Staat würde ohne Zweifel
längst sein Recht und seine Pflicht geübt und die Verbreitung
solcher antisoffalen Lehren mit der chm zustehenden Macht

verhindert haben . Ebensowenig würde man wohl von der¬
selbe » Seite ans eine RegiernugsgewaK der Rabbinen gedul¬
det HMil . gvcilw dieselbe . in der Ti -ak bestünde ; die Israeliten

'
.selbst , bestpeiten entschiedeH ^ dsig denselben jemals eine solche'
eingeraum ^ gewesen sei . Jln Punkte des Messiasglanbens
sind aber dle Inden selbst getheilter Meinung ; nachdem schon
ältere Talmudisten , wie z . B . iliabbi Hilel , die Ansicht aus -
sprachen , eS sei kein Messias mehr zu erwarten , hat sich neuer¬
lich mehr und mehr die Meinung geltend gemacht und nament¬
lich unter den Gebildeten eine weite Verbreitung gewoluwn ,
daß ans einen Messias , der die Juden nach Palästina znrück -
führe , nicht zu hoffe » , sondern dem messianischen Glauben mehr
eine ideelle Bedeutung nntcrzulegen sei.

In jeden « Fall ist die eine Thatsache nicht zn verkennen ,
daß die fünfzig Jahre milderer Behandlung der Israeliten ,
die hinter unö liegen , mehr dazu beigetragen haben , die Starr¬
heit des Judcnthums zu besiegen , als vorher Jahrhunderte
des Drucks und der Verfolgung . Die lithographirte » Peti¬
tionen behaupten zwar , es sei zur Wegränuiung der Hinder¬
nisse , welche der Gleichstellung in« Wege stehen , von Seiten
der Israeliten seit 50 Jahren „ gar nichts " geschehen ; allein
sie unterlassen cs , den Beweis dafür zu geben / Vielmehr ist
die Thatsache wohl schwer zn bestreiten , daß die Juden seit
einem halben Jahrhundert nicht nur au Wohlstand und
äußern Gütern , sondern auch an geistiger und sittlicher Bil¬
dung erhebliche Fortschritte gemacht haben . Noch gibt cs
zwar ihrer genug und zu viele ; die sich dem schon damalS än -
Mchigen Nothhandel widriren ; aber cs gibt deren auch eine
nicht kleine Zahl , die auf anderil ^Gebieten der bürgerlichen
Thätigkeit , der Wissenschaft , der Must sich in Ehreil geltend
gemacht habe » ; Im Jahr 1809 konnten ihnen noch keine
eigenen Landschulen bewilligt werden , weil sich in ihrer Mitte
keine Leute fanden , welche die Eigenschaften eines Lehrers be¬
sahen ; , heute ist dieser Mangel nicht mehr vorhanden . Im
Jahr 1811 konnte man ihnen die Führung der bürgerlicheil
Standesbücher - noch nicht übertragen , weil ihnen die Keimtniß
der deutschen Sprache und die nothwendige Bildung dazu

» abging ; auchdarüber wirb jetzt keineKtageinehr erhoben wer¬
den können . Es ist denn auch in den vielen Verhandlungen ,
die seit 1822 - über diese Frage stattfanden , von Seilen der
gxoßh . Negierung niemals die Beschwerde laut geworden ,
daß in dieser Richtung kein Fortschritt zn bemerken sei ; viel -

anehr ist ihnen von jener Seite wiederholt das Lob gezollt , daß
sich im Großen und Ganzen eine unverkennbare Wendung zum
Bessern kund gebe .

Eine , billige Erwägung dieser Verhältnisse wird je¬
denfalls mehr zur allerseits gedeihlichen Lösung der
Frage beitragen , als die leidenschaftlichen Ausfälle und
die Appellationen au den blinden Haß , womit die Au¬
toren der Petitionen ihr Werk glaubten würzen zu müssen .
Die Behauptung , daß die Inden fortan «vie einrSchinarotzer -
pflauze sich über das Land ansbreiten , daß sie ein Privilegium
besitzen und vom Schweiße der Christen leben werden , der
Vergleich mit einem Nomadenstamme , der von „ Diebstahl lind
Betrug lebte "

, die fast drohende Himveisung aus frühere Ju¬
denverfolgungen und ein möglichcrWcise nenes Hep - .Hcp , das
Alles richtet sich am einfachsten selber und nöthigt Ihrer
Kommission das Bedauern ab , daß die zahlreichen Petenten ,
die wohl vorzugsweise der Widerwille gegen jüdischen Noth -
haildel trieb , nicht wenigstens eine entsprechendere Form für
ihren Widerspruch gewählt haben . Es war freilich bequemer ,
solch ein lithographirtes Blatt mit Unterschriften zu versehen ,
als die aus eigener Erfahrung geschöpfte » Beschwerden der
Kammer vorzulegen . Nur hat dieses Verfahren das morali¬
sche Gewicht der Petitionen viel mehr geschwächt als erhöht .

Von de» nicht lithvgraphirten Petitionen macht ein Theil
dieselben Gründe geltend , d . h . dieselben berufen sich ans die
Lehre des Talmud . a >ff die religiöse und nationale Abschließung ,
aus Nothhandel und Schacher der Juden , und bitten die Kam¬
mer , dein Gesetz überhaupt die Zustimmung zn ver-sagcn oder
lvcnigsteilS eventuell die Theilnahine an « Bürgerrecht und an
deil Bürgernutzungen von der Zustimmung der Gemeinden
abhängig zu machen . Andere wünschen die Gleichstellung bis
dahin vertagt zu sehen , wo die Inden selbst durch Ablegung
der Exklusivität ihres Kultus , durch Ergreifen von Gewer¬
ben , durch Vermischung mit der herrschenden Race ihren
fremdartigen Typus abgelegt und sich das Vertrauen der
christlichen Bürger erworben haben . Wieder andere , nament¬
lich solche Geineinden , die eine zahlreiche israelitische Bevölke¬
rung haben , schildern ihre bedrängte Lage und die nachtheiti -

gei« ökonomischen Folgen , die dann eintreten würden , wenn sie
ihre ohnedies beschränkten Genwindegenüsse mit den Israeliten
thcilen müßten . Eine Petition ist grundsätzlich nicht gegen
die Gleichstellung , will aber die Ausnahme gemacht wißen , daß
bei der Bürgerannahme solcher Juden , welche Schacher , Wucher ,
Nothhandel , Viehverstellung und Aehisticheö treiben , die Ent¬
scheidung den Gemeinden anheim gegeben werde . Aehnlich
wünscht eine andere Eingabe zwar die Durchführung der Eman¬
zipation , aber gleichzeitig strenge Gesetze gegen den Wucher
unv Schacher , und sür dir Zulassung zum Bürgernutzeu uud
zur Armenunterstützung noch eine Frist von 10 Jahren . Diese
Petition bildet gewiß den Uebergaug zu der kleinen Zahl
Derer , welche , sich auf di« Grundsätze von Recht und Billig «
keit berufend , die unbedingte Gleichstellung befürworten .

Die große Mehrheit der Petnione » , namentlich alle nach
dein lnhographirten Formular unterzeichacten , iß nicht nur
mit dem vorgelegten Gesetzentwurf nicht vertraut , was allen «
falls zu entschuldige » ist , sonder » es sind dem oder den Be »
fafsern der Petition auch die in unserm Lande bisher giltigcn
Gesetze nicht bekannt oder nicht gegenwärtig gewesrn . Es
blickt vielmehr vielfach die Anschauung durch , als sei in diesem
Augenblick etwas völlig Neues und Plötzliches unoorbereitet
in Angriff genommen ; während der wirkliche Sachverhalt
vielmehr der ist , daß die Gesetzgebung seit Jabrzehndeu auf
eine Lösung hingeleitct hat , wie sie der vorliegende Entwurf
bezweckt. Man hat in Baden de« Juden erst die Ansäßigkeit
und die persönliche Freiheit verliehen , daun Börger « uud Wahl »

rechte , dann Zulassung zu Aemtern uud Stellen , man hat



neuerlich die ersten Schritte gethau , die Gewcrvr,rr >vc, » und
Freizügigkeit durchzufahren . Andererseits hat der Staat den
Jude « seim' Gesetze , seine Steuern , seine Konskription aufer¬
legt und sie in dieser Richtung den christlichen Staatsbürgern
völlig gleichgestellt . Es ist also der Grundsatz einer minder
berechtigten Sondereristenz , worin sich die israelitische Bevöl¬
kerung früher befand , « llenihalben durchbrochen , und keine
Staatskunst wäre im Stande , die Dinge auf den Fuß zurück -
zuführen , dessen Restauration die Verfasser und Unterzeichner
der lithvgraphirten Petitionen konsequenter Weise wünschen
müssen . Denn ihre Ausführung gehl weit über das Ziel hin¬
aus , worauf sie ihre Bitte zunächst beschränken ; wenn alle
die Anklagen richtig wären , womit sie ihren Antrag begründen ,
so müßte man viel weiter gehen und diese verderbliche Zugabe
unserer Bevölkerung aus dem Körper unserer Gesellschaft und
unseres Staates radikal auSmerzen , d . h. einfach zu der Kon¬
sequenz gelangen , daß die Juden sammt und sonders aus Ba¬
den zu vertreiben seien .

Diese Konsequenz ziehen aber die Petenten selber nicht oder
wagen sic wenigstens nicht ausznsprechcn , obwohl dies Mittel
allein den Beschwerden gründlich abhelfen konnte , welche sie
gegen die israelitische Bevölkerung erheben .

III . So wenig Ihre Kommission die Gründe und Folge¬
rungen der Petenten zu thcilen vermag , ebensowenig verkennt
dieselbe , daß in eitlem Thcile unseres Volkes , namentlich auf
dem Lande , eine lebhafte Abneigung gegen die Israeliten be¬
steht , und daß cs , ganz abgesehen von etwa angewandten Kün¬
sten , eben diese Thatsache vorzugsweise ist , durch welche die
lithographirten Formulare in vielen Thcilen des Landes rasche
Verbreiter und Unterzeichner gefunden haben .

Die Quelle dieser Abneigung ist im Allgemeinen nicht reli¬
giöser Natur . Duldsamkeit in religiösen Dingen hat unser
Volk in vielfachen Proben bewährt ; auch wenn seine eigene
Individualität nicht dazu neigte , würde die Art , wie in un¬
serem Lande die Bekenntnisse sich berühren und mischen , dar¬
auf hinführen . Was gegen die religiösen Vorstellungen der
Juden hie und da geltend gemacht wird , ist denn auch nicht
selten nur Mißverständnis ^ oder Vorwand ; im Grunde des
Herzens werden auch eifrige Feinde der Israeliten ihnen aus
der Zähigkeit im Festhalten ihres alten Glaubens und aus
der Strenge in Einhaltung ihrer religiösen Gebräuche am
wenigsten einen Vorwurf machen . Der schlagendste Beweis
liegt wohl in der Thatsache , daß der Uebcrtritt der Israeliten
zum Ehristenthum sieän den Augen des Volkes noch keines¬
wegs emanzipirt ; sie sind nach der populären Ansicht auch
dann noch nicht Christen , nur „ getaufte Juden " . Und cs
liegt dieser Anschauung etwas vollkommen Nichtiges zu
Grunde . Mit dem Wechsel der Religion ändert nach Ansicht
des Volkes der Israelit die natürliche Eigenthümlichkcit nicht ,die ihn vom Christen scheidet ; er mag konfessionell zn deuLetz -
teren gehören , in allem klebrigen bleibt er , was er vorher ge¬
wesen . Damit ist aber auch die ganze Anomalie unseres
Verfahrens gerichtet ; während die Gründe der Abneigung
keineswegs religiöser Natur sind , ist es doch der Wechsel des
religiösen Bekenntnisses , der den Juden die völlige Gleichheit
bürgerlicher Rechte sofort erwirbt .

Darin liegt ein unbilliges und wir dürfen sagen widersin¬
niges Verhältnis ; denn Das , was den Israeliten von der
christlichen Bevölkerung scheidet , was die Antipathie gegen
ihn weckt und nährt und was durch einen Ncligionswechsel
nicht anders wird , das entspringt eben ans nationalen , nicht
aus religiösen Gründen .

Die Juden sind ein orientalisches Volk und prägen diesen
Ursprung nicht nur in ihrer äußern Erscheinung aus , son¬
dern lassen ihn auch mannigfach in ihrer Lebensweise , Sitte
und Beschäftigung erkennen . Was viele , religiös durchaus
tvleranteChristen von ihnen abstößt , ist ohne Zweifel in erster
Linie diese von Haus aus vorhandene Verschiedenheit der
Race , die wohl auch sonst Völker dcö gleichen Weltthcils anti -
pathisch zu einander stellt .

Die Israeliten haben aber auch , seit sie Europa angchören ,die Entwicklung bürgerlichen , religiösen und sittlichen Lebens
nicht in gleicher Weise dnrchgcmacht , wie die Christen . Fast
anderthalb Jahrtausende hat sich diese Völker - und Staaren -
wclt des christlichcnEuropa 's unter verwandtenEinwirkungen
und unter der Macht der gleichen Prinzipien so gestaltet , wie
sie ist ; von dm Tagen der Völkerwanderung , der Kreuzzüge ,der Reformation an sind wenigstens dem Abendlande un¬
seres Weltthcils gewisse große Momente gemeinsam ge¬
wesen , die sein staatliches und kirchliches Leiben, seine Kul¬
tur und seine Lebensanschanung bestimmt haben . Die Juden
sind davon zwar nicht unberührt geblieben , vielmehr hat sichdie nmgestaltende Wirkung auch an ihrer Zähigkeit bewährt ,aber eine gleichmäßige und gemeinsame Einwirkung , wie sie
aus alle christlichen Völker stattgrfuuden hat , ist denn doch
nicht möglich gewesen . So fehlt in ihrem LcbenSprozesse und
in ihrer Vergangenheit gar manches Mittelglied , ohne welchesdie Entwickelung der christlichen Nationen nicht zu denken ist .
Auch hier besteht eine oft unbewußte Kluft , hie den Judenvom Christen in seinem Verhältniß zu Vergangenem und Ge -
gcmvärligcm , in seiner Bcurtheilung der Menschen und Dinge
unterscheidet .
, Zum Thcil wenigstens entspringt daraus eine Richtung" werhalb des Judenthums , die nicht dazu angethan war , die
vorhandenen Antipathien zu mildern . Nicht selten stehen
kMzelne Inden , und nicht eben die am wenigsten Begab¬ten , Dem , waS den Christen theuer und achlungswerthO , fremd und negativ gegenüber ; ja sie gefallen sich wohldarin , die Schärfe ihres Witzes just an Dpm z » üben , wo -
vnt die Pietät und Ilcberliefcrung der Christen am innig -
V » verknüpft ist. Allerdings hat ihnen d - r christlichedtaat « nd die christliche Gesellschaft nicht immer Anlaß gege¬ben , beite zu lieben ; aber andererseits begreift eS sich eben so
Nr , daß die nicht selten feindliche «nd höhnende Stellung , die^ luzelne unter den Inden der christlichen Ueberlieferung ge-
Astüber rinnrhmen , wesentlich dazu beiträgt , die vorhandenen
Scheidungen auch bei Denen zu vergrößern , die sich von reli -
»wser Unduldsamkeit frei fühlen . .

Die Eigeuthümlichkeit der jüdischen Race ist aber auch m
der Art des Lebens und der Beschäftigung noch zn erkennen .
Nicht als wenn , wie wohl gesagt worden ist, sie schon r » ihrer
orientalischen Heimath nur dem unstäien Handel und dem fah¬
renden Beruf gelebt hätten , wozu der christliche Staat sie i » -
dirckl gcnölhigt hat ; vielmehr sind sic in den blühenden Zeilen
ihrer Geschichte ein ackerbauendes , seßhaftes , kriegführendesVolk gewesen . Allein cS trennen sie von dieser Zeit Jahrtau¬
sende , und sie waren es auch damals nur in der Art orienta¬
lischer Völker . Den Bewohnern jenes östlichen WelttheilS
hat es zu keiner Zeit an Zähigkeit , Geduld , Embehrnngsfähig -
keit und Nüchternheit gefehlt ( Züge , die auch heute noch der
Israelin : fast unterscheidend vor dem Christen voraus hat ) ,aber jene tief in der Nalur begründete Neigung zu Ackerbau ,
Handwerk und Kriegswesen , wie sie z. B . den germanischen
Stämmen eigen ist , jene Fähigkeit zu schwer körperlicher An¬
strengung , wie sie vorzugsweise der Bewohner des Nordens
besitzt, mögen wohl die Israeliten so wenig wie andere Völ¬
ker des Morgenlandes auch früher in gleichem hohen Grade
wie die Völker unserer Race besessen haben .

Damit berühren wir indessen schon die sehr schwer zu beant -
woriende Frage : waS au der jüdischen Eigenthümlichkcit ange¬boren und waS eine Folge vielhunverljähriger Verhältnisse und
Bedrängnisse ist ? Man hat ein ansich rrichbegabtes Volk in ei-
nenZustand versetzt , der ihm , seine Kräfte zum Guten anznwen -
dcn , unendlich wenig Spielraum ließ . Daß es dem Geiste der
christlichen Religion eben so wenig wie ihren Satzungen ent¬
sprach , so zu handeln , wird jetzt wohl kaum mehe bestritten
werbe » könne ». Die Ausschließlichkeit und Härle , womit daS
Bott als Stamm und Ganzes , ganz abgesehen von der Wür¬
digkeit seiner Individuen , behandelt war , der Anspruch von
Herrschaft und Druck , den die Christen erhoben , die Nnversöhn -
lichkeik , womit der Haß gegen ren Stamm lange Zeit überlie¬
fert und vererbt ward , erinnerte viel mehr an die alijukäischeu
Anschauungen von einem rächenden und »nverlöhnlichcn Gott ,vo » einem auöerwählten Volke , als an die welkerlöscude Lehre
des Cvristenthnmö . Es soll nach keiner Seite ein Vorwurf
sein , nur die Thatsache soll konstatirt werde » , daß die Behand¬
lung , welche der christliche Staat lauge Zeit hindurch über die
Juden verhängte , mehr wie ein wilder Auswuchs alijüdischer
Theokratie erscheint , als wie eine echte Frucht rer ChristuS -
lehre .

Wer will nun im Einzelnen mit Sicherheit ermessen , wie
viel dieser Zustand vieler Generationen zu der Eiuwickelung
des israelitischen Bolksthnins bcigctragen , in wie weit er bas
vorhandene Naturell weiter entwickelt oder auch in sein Gegcn -
theil verkehrt hat ? Aber die Unbilligkeit gar inanchen Vor¬
wurfs liegt doch auf der Hand . Der christliche Staat hat die
Israeliten lange Zeit wie ein Besonderes von sich ausgeschie -
den und fern gehalten , jede Annäherung und Vermischung ganz
unmöglich gemacht ; und doch wird nun geklagt , daß sich das
Volk sein abgeschlossenes Dasein unverändert erhallen habe .
Die Zeit des Druckes hat es de» Juden nicht gestattet , eine an¬
dere Berufsart als Handel und Geldgeschäft zu treiben ; und
es bleibt unendlich schwer zu unterscheiden , wie weit dies An¬
lage , wie weit es Zwang war ; und nun werden »och immer
sie allein dafür verantwortlich gemacht , daß sie in Ackerbau und
Gewerbe so wenig geleistet , aber auf Handel , Schacherund
Wucher ihre ganze erfinderilche Kraft gewendet haben . Ob in
Zukunft , bei einer freieren Gestaltung der Verhältnisse , sie auf
jenen vernachlässigten Gebieten Großes leisten werden , kann
Niemand berechnen ; aber billig scheint eS doch nicht , jetzt schon
Bedeutendes in dieser Richtung zu verlangen , nachdem beinahe
achtzehn Jahrhunderte » hciinathlosen Wanderlebens zwei
Mlnscheiialtcr humaner Behandlung gefolgt sind . Ju diesen
und verwandten Punkten fehlt vorerst noch jeder Maßstab ,nm mit Sicherheit zn messen , was ihr Naturell verschuldet
hat und was ihre Unterdrückung . Gar mancher charakteri¬
stische Zug der Blasse dcö heutigen Judenthums , ihr Miß¬
trauen und ihre Verschmitztheit , ihre lauernde "Neugier , ihr
Wechsel zwischen Unterwürfigkeit und Uebermuth sind echte
Züge einer unterdrückten Race , sind bezeichnende Erb¬
stücke langer Demüthigung und Verfolgung . Daß ihnen in
diesem Druck die Tugenden der Mäßigkeit , der Pietät im
Hause und der strengen Familienzucht geblieben sind , beweist
wenigstens , daß die Zähigkeit des VolksftammeS sich auch im
Guten bewährt hat , wiewohl auch hier gerade der Druck dazu
beigetragen haben mag , Auswüchse der Ueppigkeit zu hindern .

In jedem Falle scheint das Eine zweifellos , daß der christ¬
liche Staat hier Vieles gut zu machen hat , und daß er dem
LebrnSprinzip , worauf er ruht , eher gerecht werden wird ,wenn er alte Mißstände ausglcicht , als sie verewigt . Man
war lange Zeit nur von Haß erfüllt und verlangte doch Liebe ;mau war intolerant und beschwerte sich doch über ihren Man¬
gel an Duldnng ; man hat den ganzen Druck eines herrschen¬den Stammes aus die Juden gelegt und ist nun unwillig da¬
rüber , daß sie die Unarten der Unterdrückten angenommen .
Kein Zweifel freilich , daß sic im Kleinen und Einzelnen die
Gelegenheit nicht versäumt , dcu Unterdrückern zu vergelten ;allein man wird erst dann ein volles Recht haben , sich zu be¬
schweren , wenn mau ihnen keinen Stoff mehr zn der Klage
gibt , die Unterdrückten zu sein .

Ihre Kommission ist darum der Ansicht , daß cS aus den
Gründen des Rechts und der Billigkeit , wie aus dem Gesichts¬
punkt christlicher Humanität gestattet und geboten sei , den
Grundsatz Ihnen zur Annahme zu empfehlen , auf welchemdie Gesetzvorlage beruht . Wir thun damit nur den letzten
Schritt nach einer Reihe von Vorbereitungen , die seit einem
halben Jahrhundert vorangegangen sind .

Ans Gründen deS Rechts und der Billigkeit : denn eS er¬
scheint auf die Tauer als ganz unvereinbar mit dem Wesen
eines Rechtsstaates , den Inden alle Pflichten der übrigen
Staatsbürger aufzulegen und sic doch von wichtigen Rechten
auszuschließen . Ihre Kommission ist sich dabei wohl bewußt ,
daß die Anwendung dieses sonst unbestrittenen Satzes in die¬
sem Falle mit tiefgewurzclten Vorurtheilen zu kämpfen hat .
Es ist zwar im Allgemeinen der Zug des Jahrhunderts , den
Rechtsstaat in allen Konsequenzen anszubilden ; man will
Pflichten und Lasten , sowie Rechte und Vortheile gleichmäßig

abgewogen sehen , Und auch unser öffentliches Leben hat sich,
znmal seit dem Bestehen unserer Verfassung , unter dem Ein¬
fluß dieser Richtung vorwiegend entwickelt . Nur hier soll
von dem Grundsatz , dem sich sonst die mannigfaltigsten über¬
lieferten Ordnungen beugen mußten , eine Ausnahme bestehen
bleiben . CS ist gleichfalls ein Zug dieser Zeit , freie Bewe¬
gung und ungehemmte Sclbsttyäligkcit auf allen Gebieten
des Lebens anzusprechen ; man begehrt Freiheit des Indivi¬
duums und der Gemeinde , des Handels und der Geiverbc ;
nur hier vernehmen wir einen Nothruf an die Polizei : sic
solle den christlichen Bauer vor dem Judcnwucher schützen ,
während es doch vor Allem an ihm selber tväre , demselben
ein - für allemal seine Thüre zu verschließen . Ja in demselben
Augenblick , wo unter der überwiegenden Zustimmung des
Landes die Gewerbfreiheit cingeführt werden soll , stellt man
die damit unverträgliche Forderung , besondere Gesetze gegenden Rothhandel zu erlassen .

Ihre Kommission ist der Ansicht , daß , wer die Grundsätze
freier und gleichhcitlichcr Gestaltung im Staatsleben will , auch
die Folgerungen tragen muß ; sic glaubt nicht , daß eine Ge¬
setzgebung recht thut , wenn sie sich von solchen Vorurtheilen
allzu sehr bestimmen läßt ; dieselbe muß vielmehr den Mull )
haben , denselben cntgegenzutreten .'

Aber auch die Humanität scheint nnS zn gebieten , daß wir
den letzten Ueberrest eines Zustandes beseitigen , der im Großen
und Ganzen überwunden ist . Wenn in einer der eingereichtcn
Pctitiouen etwas wegwerfend von dieser Lehre der Humani¬
tät und des modernen Staates , sowie den theoretischen
Konsequenzen beider geredet ist , so glauben wir doch daran
erinnern zu müssen , daß cs diese mildere und humanere
Anschauung der Dinge ist , der wir das Beseitigen star¬
ren Standesgeistes , der wir das Ende der Leibeigenschaft ,der wir crne milve Gesetzgebung , der wir die Duldung religiö¬
ser Gegensätze und Verschiedenheiten verdanken . Diese Hu «
maniläk ist keine unfruchtbare Theorie ; sie hat den modernen
Slaalsbüttger groß gezogen ; sie hat Blüthe und Wachsthum
des freien Bauernstandes vermittelt ; ihr verdanken wir , daßdie Hörigkeit , dir Folter , der Herenprozeß und die Glaubens¬
gerichte verschwunden sind. Es scheint aber doch wohl billig ,
daß auch hier eine Anomalie nicht forldcstehe , und daß der
mildere Zug der Zeit , der Allen zu gute gekommen ist , nicht
eine Auön . lhme inst den Israeliten mache.

Ihre Kommission hält es aber auch vom Standpunkt der
Polnik für wohl begründet , mit diesem Schritt nicht länger
zu säumen . Nicht alle .'u weil seit Jahrzehnten die Vorberei¬
tungen dazu getroffen sind und nur noch ei» letzter Schritt zu
thliil übrig bteidr , sondern auch weil der Zeitpunkt jetzt dazu
natürlich gegeben scheint . J .i einem Augenblick , wo die Ge -
werbfreiheit und Freizügigkeit ^ ur Geltung kommen soll , er «
schein : es wesentlich nur als ein ? natürliche Konsequenz dieser
Umgestalluugen , auch die letzte Beschränkung in den Rechts -
verhällniffeii der Jsracliien zu best » igen . Wir können zudemdie Wirkungen nicht daraus ableitr >> , welche die Besorgnißund das Borurtheil daran knüpft : eine Ueberfluthung des
Landes mit israelitischen Bürgern , ein >lassenhaftes Eindrän -
gen im Orte , wo sie bisher noch nicht wa . 'kn , eine rasche Um¬
gestaltung namentlich der ländlichen Verhältnisse . Wir glau¬ben , daß in dieser Richtung Hoffnungen nnC Besorgnisse von
übertriebenen Voraussetzungen auSgehen , und daß die Folgen
namentlich auf dem flächen Laude ungleich weniger hervortre¬
ten werden , als man dort gewöhnlich annimmt . Daß Vorn
unhrile gegen die Gleichstellung bestehen , ist nicht zu läugneu ;aber sic werken ebenso bestehen nach zwanzig und dreißig
Jahren , falls wir uns dazu Herbellassen sollten , den Proviso¬
rischen Zustand , wie er besteht , abermals um einige Jazwzehnde
zu verlängern . Einmal muß die Gesetzgebung sia> über
diese Borurchcile nad Antipathien binwcgsctzen ; eS scheint nnS
besser , daß es jetzt geschieht , wo ohnedies ein wesentlicher
Theil unserer übrigen Arbeit aus diese Entscheidung hm ^
drängt . Auch versprechen wir uns nach einer wesentlichenGeile hin einen fruchtbaren Erfolg . Daß die Zeit der Unter¬
drückung und Rechtlosigkeit die Juden weder den Christen ge¬nähert , noch die Gründe der Abneigung auf christlicher Seite
gemindert hat , ist wohl eben so unläugbar , wie es Thatsache
ist, daß die verhäliiußmäßig kurze Zeit einer bessern Existenzdes Judenthums bereue dazu beigeiragen hat , entgegengesetzte
Wirkungen zn üben . Wir glauben daraus folgern zu dürfen ,daß nicht die Manzipation , sonder » die Emanzipation der rich¬
tige Weg ist , die Starrheit des israelitischen VolkSthums zuüberwinden und seine Heranbildung zu einer» tüchtigen Ele¬
ment der StaalSgcscUschasl zu fördern . Daß der früher ein¬
geschlagene Weg diesem Ziel nicht näher gebracht Hat, scheint
in jedem Falle zweifellos .

Nach diesen Erwägungen schien es nur geboten , jede Plötz¬
lichkeit und Gewaltsamkeit des Ucbcrgangs zu meiden . Schondie Vorlage der Regierung hat in Beziehung auf die zwei
Punkte , welche den Kern der Umgestaltung bilden , die Zulas¬
sung zum Almendzcuuß und zur Armenunkerstützung , eine
Frist gestellt , durch welche ei» rascher Uebergang vermieden
wird . Ihre Kommission glaubte ohne Nachiheil diese Frist
noch verlängern zu können und wird in dieser Richtung An¬
träge stelle « . Es ist die einzige bemerkcuswcrthe Modifikationdes Gesetzes , drc wir beantragen ; durch sie scheint de» begrün¬dete « Bedenken Genüge geleistet und jeder Borwurf einer Urber «
ftürzung iu dieser Frage abzcwehn .

IV . Mit dem zu 8 - 1 des Gesetzes ausgesprochenen Grund¬
sätze ist die Kommission einverstanden ; nur glaubte sie, um
jedem Mißverstänbuiß zu begegnen , in der Fassung Das , was
sofort in Geltung treten soll, von Demjenigen , wofür eine
Uebergangsfrlst angenommen wird , schärfer trennen zu müs¬
sen . Es schien ihr darum wünschcnSwerlh , eine ausdrückliche
Bezugnahme auf die betreffenden Bestimmungen de» Bükger -
rechlsgrsctzcs in das vorliegende Gesetz anfzuuehmen .Der § . t würde darnach folgende Fassung erhalten :

„ Der § . 58 ( früher Z . 54 ) des Bürgerrechtegescyes ist auf¬
gehoben . Bon dem Tage an , an welchem dies Gesetz in
Wirksamkeit tritt , finden die Bestimmungen der Gemeiudeord -
nung und deS DürgerrechlszesetzcS auf daS RcchtsverhLltnißder Israeliten zu den Gemeinde » Anwendung .



Den Israeliten stehen darnach die in § . 1 , Absatz 1 , 2,3 ,
5, 6 des Bürgerrechtsgesetzes erwähnten Rechte der Gemeindc -
bürger zu ; in Betreff der Theilnahme an dein Gemeinde - und
Allmendgut und des Anspruchs auf Armenunterstützungaus
Gemeindemitteln (B .R .G . §. 1 , Ziffer 4 und 7) treten die
nachfolgenden Paragraphen dieses Gesetzes in Geltung. "

Wird die beantragte Modifikation des §. 1 beschlossen , so
würde auch im ersten Absatz des § . 2 ein Zusatz einzuschicbcn
sein . Die Kommission schlägt folgende Fassung vor :

„ Die seitherigenisraelitischenSchutzbürger erhalten von dem
in § . 1 erwähnten Tage an das Gemeindebürgerrecht und
übernehmen zugleich alle Pflichten und Lasten der Gemeinde¬
bürger unter Vorbehalt der in § . 1 , Absatz 2 festgesetzten Be¬
schränkung .

"
Beim zweiten Absatz des § . 2 erhob sich in der Kommission

die Frage, wcßhalb in dem Zwischensätze („welche noch keine
selbständige Niederlassung begründet haben ") nicht die
gleiche Fassung gewählt sei , wie in dem entsprechenden § 99
des Bürgerrechtsgesetzes , welcher die Rechtsverhältnisse der
Söhne der seitherigen Schutzbürger regelt . Dort lautet der
Satz : „ welche an dem Tage , an welchem dieses Gesetz in
Wirksamkeit tritt , noch nicht volljährig sind . " Von Seiten
der großh . Regierung wurde die Abweichung damit erläutert,
daß ihr die Ausdrucksweise des § . 99 der Sache nicht ganz
entsprechend schien und sic berief sich dabei auf die Motive
zu dem erwähnten Gesetze . Im klebrigen erschien nach der
übereinstimmenden Ansicht der großh . Regierung und Ihrer
Kommission der Zwischensatz als selbstverständlich und darum
seine Aufnahme in das Gesetz als überflüssig . Wir beantra¬
gen daher den Strich der Worte : „ welche noch keine selbstän¬
dige Niederlassung begründet haben .

"
Der §. 3 bestimmt , daß die Israeliten , wie die Motive der

Regierung sagen , für die Erwerbung des ihnen durch das
Gesetz verliehenen Gemeindebürgerrechts mindestens denselben
Betrag entrichten , welchen die Bürgcrssvhne für den Antritt
des angebornen Bürgerrechts bezahlen müssen.

In der Kommission erhoben sich Stimmen , welche dies nicht
für genügend erachteten ; ihnen schien eine Unbilligkeit darin
zu liegen , daß diejenigen Israeliten, welche vielleicht erst vor
kurzer Zeit sich als Schutzbürgcr eingekauft haben , nun gegen
diese kleine Abgabe in das Gemeindebürgerrecht eintrelen
sollten . Es wurde von dieser Seite gewünscht, daß in solchen
Fällen das volle Bürgereinkaufsgeld, nach Abzug des bereits
entrichteten Betrags , nachbezahlt werden solle .

Die Mehrheit Ihrer Kommission vermochte sich indessen
nicht für die Aufnahme eines solchen Zusatzes zu entscheiden;
es schienen die Fälle dieser Art zu selten und eine bestimmte
Zeitgrenze zu schwer zu ermitteln zu sein , um in das Gesetz
eine solche Ausnahmsbestimmungaufzunchmen .

Der §. 4 setzt die Frist fest , bis zu welcher der Eintritt in
den Almendtzenuß und die Armenunterstützung zu verschieben
ist . Es ist un Bericht schon früher angedeutet worden , daß
Ihrer Kommission hier eine weitere Erstreckung der Frist
wünschenSwerth scheine . Sie schlägt Ihnen vor , sowohl in
diesem Paragraphen als im folgenden den im Entwurf ange¬
nommenen Termin um 5 Jahre hinauszuschieben .

Die Motive der Regierung sagen : „ Da, wo, wie bei der
Zulassung zum Bürgergenuß und der Armenunterstützung,

peknniäre Interessen im Spiel sind , darf der Ueberaang in
den neuen Zustand nicht rasch und unvorbereitet geschehen ;
eine kluge Schonung dieser Interessen, wenigstens so weit die
jetzige Generation dabei betheiligt ist , muß der israelitischen
Bevölkerung selbst erwünscht sein. "

Dazu kommt , daß die Negierung selbst sich die Frage auf¬
wirft, , .ob nicht eine Umgestaltung der Gemeindegesetze in der
Richtung vorzunehmen sei , daß an die Stelle der Bürgerge¬
meinde in Beziehung auf die Ausübung der politischen Ge¬
meinderechte die Einwohnergemeinde trete , und daß alsdann
die seitherige Bürgergemeinde sich in der Benützung und Ver -
werthung ihrer Bürgergenüsse unter ihren Genossen mit
freiem Aufnahmsrechte vollständig in sich abschließe .

"
Es ist ferner ebenda als eine Unbilligkeit anerkannt , daß

noch kurz vor einer solchen Umgestaltung die Israeliten „ gegen
eine ungenügende Einkaufssumme sich in die reichen Bürger¬
nutzungen vieler Gemeinden für sich und ihre gesammte Nach¬
kommenschaft eindrängen. " Die Motive der Regierung mei¬
nen weiter : Binnen fünf Jahren kann die Frage über die
Umgestaltung der Gemeindeordnung zum Austrag gebracht
werden . Daß dies geschehen könne, bestreitet die Kommission
nicht, aber sie hält den Zeitraum doch für sehr knapp gespannt ,
insbesondere wenn die Umgestaltungsich im Sinne der privat¬
rechtlichen Abschließung der Bürgergemcindevollzöge.

Sie sieht cs auch aus diesem Grunde für räthlich an , den
Termin auf 1872 hinauszuschiebcn ; und hält diese Modifi¬
kation für wohl geeignet, mancher übertriebenen Besorgniß zu
begegnen . Schon die 88 - 95 —97 des Bürgerrechtsgesetzes
haben dafür umsichtige Sorge getragen , daß der Eintritt der
bisherigen Schutzbürger in den Almendgenuß weder plötzlich
noch mit Verletzung der .Rechte der bisher Genußberechtigten
sich vollziehe. Dem bisherigen Schutzbürger sollen nicht nur
alle Gemeindebürger Vorgehen, rvelche bei der Einführung die¬
ses Gesetzes zum Bürgergenuß berechtigt und befähigt waren,
sondern auch alle, welche sich bis zu dem Tage, an welchem der
Schutzbürger seine gesetzlichen Beiträge in die Gemeindekasse
entrichtet , befähigt haben . Es sollen ferner durch deren Auf¬
nahme die Genußtheile der jetzt im Besitz befindlichen Bürger ,
so lange diese leben, nicht geschmälert werden und in der Art
des Eintritts eine genaue , nach der Zeit der Aufnahme in das
Schutzbürgerrecht bemessene Reihenfolge eingehalten werden ,
auch im Falle einer Konkurrenz mit denen , welche angeborenes
Bürgerrecht hatten , das Einrücken nach dem Verhältniß zur
Zahl aller vorhandenen früheren Ortsbürger berechnet
werden .

Durch diese Bestimmungen ist jeder unbilligen und plötz¬
lichen Umgestaltung in genügender Weise vorgcbcugl ; nimmt
man noch hinzu , daß das gegenwärtige Gesetz die Frist des
Eintritts in die Bürgerrechtsgenüffe auf zehn Jahre erstreckt ,
so ist damit nicht nur jeder begründeten Klage über die Krän¬
kung bestehender Rechte begegnet , sondern überhaupt der Ein¬
tritt in jene Genüsse für die lebende Generation auf eme nicht
allzu nahe Zukunft verschoben . ES scheint uns dies nicht
allein im Interesse der bisher Berechtigten zu liegen , sonder »
auch in dem der neu Aufzunehmenden . Je mehr sich über
diese Folge des Gesetzes übertriebene 'Vorstellungen gebildet
haben , desto beruhigender wird die Gewißheit sein , daß daS
Gesetz Alles gethan hat , um den Grundsatz der Gleichstellung

mit vorhandenen Rechten und Ansprüchen auszusöhne«. Daß
dies geschehe und allseitig anerkannt werde , li,,t aber zugleich
im Interesse der Israeliten .

Zu § . 5 beantragt die Kommission einige Zusätze , die nicht
den Grundsatz des Gesetzes berühren , sondern nur den Zweck
haben , etwaigen Zweifeln und Unklarheiten zu begegne «.

Im ersten Absatz schien es paffend , im Hinblick auf die künf¬
tige Gesetzgebung in Gemeindeaugelegenheiten einen Zusay
einzuschalten , der dem Satz folgende Fassung gäbe :

„ Nach dem im 8 - 4 erwähnten Zeitpunkt können , insofern
nicht inzwischen rin Gesetz darüber etwas Anderes bestimm«,
die noch nicht zum Recht auf Bürgcrnutzen zugelaffenen israe .
litischen Gemeindebürzer durch baare Entrichtung des vollen
Einkaufsgeldes in die Gemeindekaffe deu Anspruch auf Theil¬
nahme an den Bürgernutzungcn erwerben ."

Daran würde sich nach dem Antrag Ihrer Kommission ein
zweiter Absatz anrcihen , der also lautete :

„Dieses Einkaufsgelv haben auch die Söhne der israeliti¬
schen Bürger , welche zur gedachten Zeit das 15 . Lebensjahr
überschritten haben , zu entrichten , sobald sie das Bürgerrecht
antretcn ."

Der dritte Absatz würde dan » lauten :
„ Hinsichtlich des Eintrittes in den wirklichen Genuß der

Nutzungen sind jedoch beide , die Väter wie die Söbne, den
Beschränkungen unterworfen, welche in den §8 - 95 bw 97
( früher 9l bis 93) des Bürgerrechtsgesctzes für den lieber«
gang der christlichen Schutzbürger in das Gemeindebürgerrccht
festgesetzt sind. "

Der bisher dritte, nun vierte Absatz des Paragraphen bliebe
unverändert.

In 8 - 6 würde aus denselben Motiven , wie sie früher bei
8 - 4 angeführt worden sind , statt 1867 das Jahr 1872 iu das
Gesetz ausgenommen werden .

Es ist zugleich hier daran erinnert worden , daß in einzelnen
Gemeinden (8 - 15 und 42 des Bürgerrechtsgesctzes ) noch das
Herkommen bestehe , von einem neu aufzunehmenden Bürger
besondere Beiträge für gemeinnützige Lokalanstalten oder Ar¬
men - und Verpflcgungsfonds zu erheben , und daß selbstver¬
ständlich die Israeliten , wo solche Anstalten und Fonds her¬
kömmlich bestehen und nicht konfessioneller Natur sind , dazu
ihre Beiträge zu entrichten haben .

Eben weil dies aber selbstverständlich schien , erachtete Ihre
Kommission es nicht für nothwendig , eine besondere Bestim¬
mung darüber in das Gesetz aufzunchmen .

Bei 8 - 7 hatte die Kommission nichts zu erinnern ; bei 8- 8
wird im zweiten Absatz wieder statt 1867 das Jahr 1872 zu
setzen sein . Ob die Beitragssummevon 4000 fl. jährlich dem
Bedürfniß entsprechen werde , wurde von mancher Leite be¬
zweifelt, indessen wird hierüber nur die Erfahrung entscheiden
können . Daß die Israeliten im klebrigen wie bisher zu den
Beiträgen und Umlagen verpflichtet sind , welche für die Ar-
menunterstützlmg erhoben werden , schien einer weitern Aus¬
führung nicht zu bedürfen .

Mit den erwähnten Modifikationen beantragt Ihre Kom¬
mission, dem ganzen Gesetze Ihre Zustimmung zu gebe;«.

Verantwortlicher Redakteur :
vr . I . Hcrin . Krvcnlein .

Ankündigung.
Die Unterzeichnete Berlagshandlung veranstaltet von dem

GtMlbtgksetz flr das GrHheWthM Padea
und den dazu gehörigen

Vottzugsvorschrifiell
alsbald nach dem Erscheinen derselben eine billige

Handausgabe mit Erläuterungen , Formularien und Ver¬
weisungen auf die einschlagenden Gesetze und Verordnungen
zum Gebrauch für den Gewerbestand und die Bollzngsbehörden.

Die Bearbeitung dieser Ausgabe hat der Referent im großh . Handelsministerium, Herr
Ministerialrath L. Turba», übernommen .

Karlsruhe, den 14. April 1862.
G . Braun '

schc Hofbuchhandlung .
Z -i -344 . Jöhlingen .

Mühlenver¬
steigerung.
Aus Ableben de« hie -

_ _ tsigen Bürgers und Mül -
lermeisierS Franz Anton Wolf werden, der Erbthei-
lung wegen, »achbeschriebene Liegenschaften am

Montag den 5. Mai d. I ,
Nachmittags 2 Uhr,

ans dem Rathbaule hier öffentlich versteigert, al«
Häuser und Gebäude :

Die sogenannte Wiescnmühle , bestehend in einer
zweistöckigen Behausung mit einer Mahlmühle von
2 Mahl - , einem CchLlgäng, Schwingmühle undHanf -
rekbe, einer Scheuer, 2 Ställen , 2 gewölbten Kellern,
mehreren Schweinställen mit Holzremise, da « Ganze
den sehr geräumigen Hofraum « „ schließend ; ; hiezu

3 Viertel altes Matz Garten , wovon 30 Ruthen ,
unmittelbar vor der Mühle siegend , zu Gemüsegarten
angebaut sind , sämmtlichcs neben der Bach , Gewann
und Erbschaft.

DaS ganze Anwesen liegt etwa 10 Minuten vom
hiesigen Ort , mitten im Wiesenthal an der Straße
nach Weingarten . Anschlag . . . . 12,000 fl.

Die SteigerungSdcdingungen können indessen jeden
Tag auf dem Rathhause hier eingesehen werden , und
haben sich auswärtige Steigerer mit beglaubigten Ver -
mögenSzeugnissen auSznweisen .

Jöhlingen , den 12. April 1862.
Bürgermeisteramt .

Schaicr .
vü«. Unger , Rathschr.

Z . i .277. Nr . 1927 . Ra¬
dolfzell .
Lersteigeruugsaukün-

diguug.
Au- der Verlassenschaft des

Gemeinderaths Fidel Gösser
dahier werden der Erbtheilung wegen

Montag den 12 . M a i d . I . ,
.. Nachmittag « 2 Uhr ,

sammtliche Liegenschaften auf 6 verzinslichen JahreS -
terminen versteigert, als :

1) Da- neucrbaute dreistöckige Gasthaus mit den:
RealwirthschaftSrechtzum Schwert , einer neu-
erbauten Scheuer, Stallung , Schopf , gedeckter
Kegelbahn, Blumengarten , 2 Vrlg . GemüSgar -
ten mit SommerwirthschaftSeinrichtung beim
Hau « und großem Hofraum .

Alles dieses befindet sich cg. 250 Schritte vor
der Stadt in einer sehr freundlichen Lage niit

, schöner Aussicht auf allen Seiten , an der Staats¬
straße nach Schafshausen. Freiburg , Stockach rc. ,
sowie an der sehr frequenten Straße in die soge¬
nannte Höre urw 300 Schritt « von der Eisen-
bahn , Anschlag . . . . . . 8000 fl.

2) 2 Morgen Baumgarten in 2 Theilen 1450 fl .
3 ) 8 Morgen Ackerfeld in 7 Theilen . 3300 fl.
4 ) 15 Morgen Wiesen in 8 Theilen . 3850 fl .
5) '/> Morgen Sieben in 2 Theilen . . 600 fl.
6) V, Morgen Gcmüsländer in 2 Theilen 150 fl .

17350 fl.
Die Versteigerung findet im Gasthaus zum Schwert

selbst statt, und cs erfolgt der Zuschlag jede« einzelnen

—NL - !
I ,

Gegenstandes, wenn der Schätzung- Preis oder darüber
geboten wird.

Radolfzell, den 10. April 1862.
Großh . bad . AmtSrevisorat.

Leonhardt .
Z . i .526 . Pforzheim . (Holzversteigerung . )

AuS Domäncnwaldungeu diesseitigen Forstbezirks wer¬
den in dem Distrikt II . 2 Heidacherthalein, sowie in
sämmtlichen Abteilungen des oberen Forste« ver¬
steigert , bis

Mittwoch den 30 . April 1862 :
33 Stämme Nadelholz - Flößholz, 329 Stämme

Bauholz , 140 Stück Bauholzstangeu , 1446 Stück
Sägklötze, 26 Stück eichene Klötze , 16 Stück buchene
Klötze , 2 Stück Laubholzstaugen und 14 Stück starke
Lindenklötze .

Zusammenkunft Morgens um 10 Uhr auf den,
Sechause.

Pforzheim, den 21 . April 1862.
Großh . bad . BezirkSforstci .

v . DawanS .
Z .i .510 . A .- G . - Nr . 5674 . W - ldShut . (Voll¬

streckungsverfügung auf Liegenschaften .)
In Sachen

Müller Grieß er in WaldShut
gegen

Bäcker Lev Schneider und dessen
Ehefrau There« , ged. Huber , von
Hauenstein , unter sammtverbindlichcr
Haftbarkeit ,

wegen Forderung von 9 <7 fl-, nebst
4Vr Proz . Zins vom 11 . Novbr.
1861 , Kaufpreis für Mehl und 1 fl.
10 kr . Kosten .
Beschluß .

1) Wird für den oben bczeichneten Betrag die
Zwangsversteigerung der dem beklagten Theile
gehörigen Liegenschaften in der Gemarkung
Hauenstein verfügt . Der Vollstreckungsbeamte'Notar Hartmann in Görrwihl wird beauf-

, tragt , das Vollstreckung - verfahren unverzüg¬
lich zu beginnen , ohne weitere« Anrufen de«
Gläubigers dis zu End« durchzuführen , und
sich über den Vollzug dahier anszuweiscn.

2 ) Nachricht dem Bürgermeisteramt Hauenstein, mit
dem Aufträge , gegenwärtige Verfügung binnen
vierundzwanzig Stunden nach deren Empfangin da« Psandbuch einzutragen . und binnen wei¬
terer vierzehn Tage dem genannten Vollstre-
ckungSbeaniten einen Auszug auS dem Grund »
und Pfandbuch nach Maßgabe deS 8- 998 der
Prozeßordnung zu übersenden.

3) Die« wird den Beklagten, di« sich auf flüchtigem
Fuße befinden , aus diesen: Wege eröffnet.

WaldShut , den 9 . April 1862.
Großh . bad. Amtsgericht.Eble .

Z . i .336 . Nr . 2456 . TauberbischofSheim .
( Austorderung . ) Die gesetzlichen Erben de« zuKülShenn verstorbene» Handelsmanns Jakob Held
haben auf die Erbschaft verzichtet und die Wittwe des - j

selben hat um Einsetzung in die Gewähr der Verlas¬
senschaft gebeten .

Etwaige Einsprache hiergegen ist
innerhalb 14 Tagen

dahlcr zu erheben , widrigenfalls dem Gesuch entspro¬
chen werden soll.

TauberbischofSheim, den 10. April 1882.
Großh . bad. AmtSqericht.

Bulster .
vät . Bauer .

Z . i .512 . Nr . 3184 . Lahr . (Erbvorladung .)Die Halbbrüder Christian Friedrich Fatzler und To¬bias Färber von Friesenheim. Ersterer im Jahr18»2 und Letzterer im Jahr 1854 nach Amerika au »-
gewandert, sind zur Erbschaft ihrer am 19. März 1862
gestorbenen Mutter , der Ehefrau des Webermeister-
Christian Färber , Salomca . geb . Fatzler . von
Friescnheim , berufen ; — da aber deren Aufenthalts¬ort unbekannt ist , so werden dieselben hicmit aufge-
fordert, sich

^
binnen drei Monaten

zu dieser VerlasscnschaflsauSeinandersetzungdahier zu
stellen , widrigens diese Erbschaft lediglich Denjenigen
zugethcilt würde , welchen sie zukame , wenn die Auf-
aesvrderten zur Zeit dieses ErdanfallS nicht mehr am
Leben gewesen wären.

Lahr, den 17 . Avril 1862.
Großh . bad. AmtSrevisorat.

F i n g a d o.
Z .i .5i1 . Nr . 1722. WieSloch . ( Erbvorla¬

dung . ) Martin Filsinger , lediger Schuhmackcr-
gesell von Baierthai , der seil mehreren Jahren sich aus
der Wanderschaft befindet , und dessen Aufenthalt un¬
bekannt ist , ist zur Erbschaft seiner in Ochsenbach ver¬
storbenen ledigen Tante , Eva Elisabeth« Filsingervon Baierlhal , berufen. Derselbe wird nun hieuiit
zur Erbtheilung und Empfangnahme der Erbschaft
de « AnfügenS öffentlich voraeladen , sich

binnen drer Monaten
dahier zu melden, widrigenfalls die Erbschaft lediglich
Denjenigen zugeiheilt werden würde , denen sie zu-

' käme , wenn der Vorgeladcne zur Zeit des Erbansall «
nicht mehr am Leben gewesen wäre.

WieSloch , den 19. April 1862.
Großh . bad. AmtSrevisorat .

Schnefenburger .
Z . i.191 . Nr . 3789. Karlsruhe . (Erbvorla¬

dung .) Philipp Schmidt , Kutscher von GondelS-
heim , ist bei der Erbschaft der dahier verstorbenen ledi¬
gen Dorothea H e ck betheiligt. Da sein gegenwärtiger
Aufenthaltsort hier nicht bekannt ist , so wird derselbe
andurch aufgefvrdert, sich zur Empfangnahme seines
Erbtheils

binnen 3 Monaten
um so gewisser dahier zu melden, als sie sonst lediglich
Denjenigen zugewiesen würde, denn, sie zukäme, wenn
der Vorgcladcne zur Zeit de« Erbansall « gar nicht
mehr am Leben gewesen wäre.

Karlsruhe , den 10 . April 1862.
Großh . dad. StadtamtS - Rrviforat .

G . Gerhard .
Druck und Verlag der G, Braun sch « « Ho ' bnchdruckeret-
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